
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
Referentenentwurf eines Leistungsrechtsanpassungsgesetzes zur Rücknahme des 
Rechtskreiswechsels Ukraine 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Übersendung des Referentenentwurfs eines Leistungsrechtsanpassungsgesetzes zur 
Rücknahme des Rechtskreiswechsels Ukraine mit Stand vom 8.8.2025 und die Gelegenheit 
zur Stellungnahme danken wir Ihnen. Wir nehmen wie folgt Stellung.  
 
Zusammenfassung 
 

• Der Deutsche Landkreistag begrüßt die Rücknahme des Rechtskreiswechsels für 
neu einreisende Geflüchtete aus der Ukraine. Allerdings erneuern wir unsere Forde-
rung, erwerbsfähige Leistungsberechtigte im AsylbLG parallel zum Rechtskreis-
wechsel zu verpflichten, eine zumutbare reguläre Arbeit auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt anzunehmen. Die derzeitige Verpflichtung zu Arbeitsgelegenheiten ge-
nügt nicht. Sofern es keine gesetzliche Änderung gibt, bedarf es zumindest eines 
politischen Signals, dass die nun zuständigen Agenturen für Arbeit nach dem SGB 
III aktiv auf die Betroffenen zugehen.  
 

• Für Personen, die seit dem 1.4.2025 eingereist sind und Bürgergeld oder Sozialhilfe 
erhalten und aus Vertrauensschutzgründen auch behalten dürfen, ist eine Über-
gangsregelung vorgesehen, wonach der Wechsel in das AsylbLG mit Ende des indi-
viduellen Bewilligungszeitraums der SGB II- bzw. SGB XII-Leistung erfolgt. Dies greift 
ein Petitum des Deutschen Landkreistages auf. Durch die Übergangsregelung wer-
den unnötige Erstattungsansprüche zwischen den Behörden vermieden. In concreto 
stellt sich jedoch eine Reihe von Fragen. 

 

• Die Koalition hat zutreffend verabredet, dass der Bund die durch den neuerlichen 
Rechtskreiswechsel bei Ländern und Kommunen entstehenden Mehrkosten trägt. 
Dies sollte über einen der Revision unterliegenden Umsatzsteuerfestbetrag für die 
Länder erfolgen. Damit kann den unterschiedlichen Finanzierungszuständigkeiten in 
den Ländern Rechnung getragen werden.   
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Im Einzelnen 
 
Vorbemerkung 
 
Angesichts der Tragweite des Entwurfs war die gesetzte Frist zur Stellungnahme von fünf 
Werktagen, noch dazu in der Urlaubszeit, deutlich zu kurz. Die fachlich fundierte Prüfung durch 
die kommunale Praxis wurde dadurch beschränkt.  
 
Es wäre wichtig, dass die im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung getroffene Verab-
redung, Praxischecks durchzuführen und angemessene Fristen von in der Regel vier Wochen 
zu setzen, auch tatsächlich eingehalten wird. 
 
Unbeschadet dessen danken wir, dass der Referentenentwurf mehrere praktische Hinweise, 
die der Deutsche Landkreistag mit Schreiben vom 5.5.2025 zur Vorbereitung des Entwurfs 
übermittelt hatte, berücksichtigt. 
 
Zu den Änderungen des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) 
 

• Für Personen, denen ab dem Stichtag, aber vor Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes 
Leistungen nach dem SGB II oder SGB XII bewilligt wurden, ist eine Übergangsregelung 
vorgesehen, wonach die Leistungsberechtigung nach dem AsylbLG erst nach Ende des 
individuellen Bewilligungszeitraums im SGB II bzw. SGB XII entsteht.  
 
Damit erfolgt keine Rückabwicklung. Dies greift im Grunde ein Petitum des DLT auf. Per-
sonen, die auf der Grundlage geltenden Rechts bislang Bürgergeld oder Sozialhilfe erhalten 
haben, dürfen dies aus Gründen des Vertrauensschutzes ohnehin behalten. Bei einem 
rückwirkenden Inkrafttreten wären demgegenüber Erstattungsansprüche zwischen Jobcen-
ter/Sozialamt und AsylbLG-Behörde abzuwickeln gewesen. Dies wäre ein unverhältnismä-
ßiger Aufwand, der so vermieden wird.  
 

• § 4 AsylbLG-E sieht vor, dass eine medizinische Behandlung, die aufgrund einer vorherigen 
Leistungsberechtigung nach dem SGB II bzw. SGB XII im Umfang der GKV-Leistungen 
begonnen wurde, im Einzelfall zu Ende geführt werden kann.  
 
Fraglich ist, wie die Leistungsträger nach dem AsylbLG hiervon patienten- und behand-
lungsscharf Kenntnis erhalten. Weder die Patienten noch die behandelnden Ärzte haben 
entsprechende (schriftliche) Hinweise und wissen, ab welchem Zeitpunkt kein Krankenver-
sicherungsschutz mehr besteht.  
 
Geklärt werden muss des Weiteren, wann eine Behandlung „zu Ende geführt“ ist. Als Bei-
spiel sei die Behandlung mehrerer Zähne genannt. Handelt es sich hier im Ganzen um eine 
zu Ende zu führende Maßnahme nach dem SGB V oder ist jeder Zahn einzeln zu betrach-
ten?  
 
Zudem ist fraglich, ob die begonnenen Behandlungen weiter durch die GKV bzw. über 
§ 264 SGB V finanziert werden. Sofern § 32 SGB XII nicht analog anwendbar sein soll, ist 
offen, ob sich die Rechtsgrundlage für eine Kostenübernahme aus § 4 Abs. 4 AsylbLG-E 
ergibt. Falls ja, fragt sich, ob eine weitere Prüfung der Notwendigkeit entfällt. Hier bitten wir 
dringend um Klarstellung.  
 
Überdies stellt sich die Frage, wie mit Personen zu verfahren ist, die nach dem 31.3.2025 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Abs. 1 AufenthG beantragt bzw. erhalten haben oder 
denen erstmals eine entsprechende Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 5 i. V. m. Abs. 3 
AufenthG ausgestellt wurde, die aber bis dato nicht im Leistungsbezug nach dem SGB II 
oder SGB XII standen, sondern beispielsweise über eine Beschäftigung pflichtversichert 
waren und nun in das AsylbLG fallen. Auch hier besteht die Möglichkeit, dass aufgrund 
einer Erkrankung die Erwerbstätigkeit aufgegeben werden musste und eine medizinische 
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Versorgung begonnen wurde. Diese Personengruppe ist vom Anwendungsbereich des Ge-
setzes jedoch ausgenommen. Dies betrifft auch Personen, die aufgrund von Vermögen zu-
nächst keinen Anspruch auf Leistungen nach dem AsylbLG haben, sich aber in einer ent-
sprechenden medizinischen Behandlung befinden.  
 

• Die Begründung zu § 66b SGB II-E führt aus, dass begonnene Eingliederungsleistungen 
beim Wechsel in das AsylbLG fortgesetzt werden. Es sollte klargestellt werden, dass damit 
auch die Zuständigkeit und Finanzverantwortung des Jobcenters bis zum Abschluss der 
Maßnahme erhalten bleibt.  
 

• Die Forderung des DLT, den Rechtskreiswechsel mit der Aufnahme einer Verpflichtung, 
zumutbare Arbeit anzunehmen, zu verbinden, ist nicht enthalten. Wir erneuern unsere For-
derung, dass erwerbsfähige Leistungsberechtigte im AsylbLG parallel zum Rechtskreis-
wechsel verpflichtet werden, eine zumutbare reguläre Arbeit auf dem allgemeinen Arbeits-
markt anzunehmen. Dies gilt nicht nur für Arbeitsgelegenheiten, sondern auch und vor al-
lem für den allgemeinen Arbeitsmarkt.  
 
Hierfür sollten die zuständigen Agenturen für Arbeit im SGB III verpflichtet werden, die Leis-
tungsberechtigten zu vermitteln. Um den Beitragshaushalt nicht über Gebühr zu belasten, 
bedarf es für die Agenturen insoweit einer ergänzenden Finanzierung über einen Steuer-
zuschuss des Bundes. Sofern es keine gesetzliche Änderung gibt, bedarf es zumindest 
eines politischen Signals, dass die Agenturen für Arbeit nach dem SGB III aktiv auf die 
Betroffenen zugehen. 

 
Zu den Änderungen des SGB II 
 

• Zur Übergangsregelung §§ 66b, 74a SGB II-E, wonach Personen, die unter die Stichtags-
regelung fallen und denen bis zum Inkrafttreten der Neuregelung Leistungen nach dem 
SGB II unter Anwendung des § 74 Abs. 1 oder 2 SGB II in der bisherigen Fassung bewilligt 
wurden, für den Zeitraum der bereits bewilligten Leistungen nicht leistungsberechtigt nach 
dem AsylbLG sind, sei angemerkt, dass der Personenkreis nicht in allen Jobcentern auto-
matisiert zu identifizieren ist. In manchen Fachverfahren wird der Aufenthaltstitel nicht mit 
einem „ab“-Datum, sondern mit einem „gültig bis“-Datum erfasst. Es bedarf daher einer 
händischen Feststellung der betroffenen Personen, was ein nicht unbeträchtlicher Verwal-
tungsaufwand ist. 
 
Zugleich erhalten Ukrainer oftmals relativ kurzfristig von der Ausländerbehörde die Regist-
rierung und oftmals keine Fiktionsbescheinigung, sondern direkt einen Aufenthaltstitel nach 
§ 24 AufenthG in Form eines Ersatzpapiers. Damit ist im Falle eines SGB II-Antrages der 
Anwendungsbereich des § 74 SGB II mangels Fiktionsbescheinigung nicht eröffnet, so dass 
diese Personen eine Bewilligung über 12 Monate gemäß § 41 Abs. 3 S. 1 SGB II erhalten. 
Der Gesetzentwurf geht dagegen grundsätzlich von einem sechsmonatigen Bewilligungs-
abschnitt aus. Für Ukrainer, deren Erstbewilligung nicht nach § 74 SGB II erfolgte, sind 
somit entweder längere Übergangsfristen vorzusehen oder die Möglichkeit einer vorzeitigen 
Aufhebung der SGB II-Bewilligung. Eine Verkürzung dieser Bewilligungszeiträume sollte 
gesetzlich geregelt werden, um Unstimmigkeiten zwischen dem Jobcenter und der 
AsylbLG-Behörde zu vermeiden. 
 

• Des Weiteren ist offen, ob und inwieweit die Datensätze der gemeinsamen Einrichtungen 
und der kommunalen Jobcenter von den AsylbLG-Behörden übernommen werden können. 
Die Daten müssen technisch anschlussfähig an die kommunalen Fachverfahren der 
AsylbLG-Behörden sein; es bedarf einer entsprechenden IT-Schnittstelle. 
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Zu den Änderungen des SGB XII 
 

• Zur Übergangsregelung in § 147 SGB XII-E weisen wir darauf hin, dass die Hilfe zum Le-
bensunterhalt und die Hilfe zur Pflege ebenso wie die Eingliederungshilfe nach dem SGB IX 
nicht für einen befristeten Bewilligungszeitraum gewährt werden. Wir bitten um gesetzliche 
Klarstellung, ab wann die Voraussetzungen für die Gewährung dieser Hilfen entfallen und 
Leistungen nach dem AsylbLG zu gewähren sind. 
 

• Bei diesen Eingriffen in vorhandene Bewilligungszeiträume (Negativentscheidungen) erge-
ben sich weitere Fragen hinsichtlich des verwaltungstechnischen und rechtlichen Umgangs 
und Vollzugs, insbesondere die Handhabung von Widersprüchen/Klagen, aufschiebende 
Wirkung oder Anordnung von Sofortvollzug etc., incl. dem daraus resultierenden Verwal-
tungsaufwand. Mögliche Erstattungsansprüche gegenüber dem AsylbLG sind laut Referen-
tenentwurf nicht vorgesehen, könnten im Fall von Widerspruch- oder Klageverfahren aber 
erforderlich werden und durchaus nach §§ 104 ff. SGB XII angemeldet werden. Einen da-
hingehenden Verwaltungsaufwand sieht der Gesetzentwurf nicht vor. Der Umgang mit 
Folgeanträgen auf SGB XII-Leistungen über den 31.5.2026 hinaus wird vom Referenten-
entwurf weder erwähnt noch beleuchtet. Nach der aktuellen Rechtsprechung wären solche 
Anträge förmlich abzulehnen mit den üblichen Widerspruchs- und Klagefolgen. Auch hierzu 
sollte eine Klarstellung erfolgen. 

 
Zur Änderung des SGB V 
 

• Die Ergänzung in § 5 Abs. 8a S. 2 SGB V-E, dass die Gesundheitsversorgung nach § 4 
AsylbLG ein „anderweitiger Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall“ ist, ist folgerichtig. 
Damit sind die Voraussetzungen der obligatorischen Anschlussversicherung nach § 188 
Abs. 4 SGB V nicht mehr gegeben. Auf diesen Änderungsbedarf hatte der DLT aufmerksam 
gemacht. Die Änderung vermeidet neue Ungleichbehandlungen von Personengruppen in-
nerhalb des AsylbLG. 
 

• Geregelt werden müsste unserer Ansicht nach der fristgerechte Einzug bzw. die Sperrung 
der Versichertenkarte. Andernfalls könnten die Personen damit weiter zum Arzt gehen und 
Leistungen in Anspruch nehmen, die ihnen nicht mehr zustehen und die von der AsylbLG-
Behörde nicht übernommen werden.  

 
Weitere Fragen 
 

• Zum 1.6.2022 war anlässlich des Krieges in der Ukraine die sog. Ausländerklausel im 
Unterhaltsvorschussgesetz dahingehend geändert worden, dass der Ausschluss von 
Personen mit Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG gestrichen wurde (§ 1 Abs. 2a 
Nr. 2c UVG). Dadurch haben Kinder mit einem Aufenthaltstitel nach § 24 AufenthG grund-
sätzlich Anspruch auf Unterhaltsvorschuss. Das Leistungsrechtsanpassungsgesetz ändert 
nicht die Aufenthaltserlaubnis, sondern nur die Art der Sozialleistung. Ist beabsichtigt, dass 
Geflüchtete aus der Ukraine weiterhin Anspruch auf Leistungen nach dem UVG haben? 
Dadurch würde dann ggf. ein Erstattungsanspruch nach § 9 Abs. 4 Nr. 3 AsylbLG i. V. m. 
104 SGB X gegenüber den Unterhaltsvorschusskassen entstehen. 
 

• Durch die Stichtagsregelung wird es Konstellationen geben, in denen Mitglieder einer Be-
darfsgemeinschaft nach dem SGB II bzw. SGB II sowie nach dem AsylbLG leistungsbe-
rechtigt sind. Es bestünde ein hoher Aufwand für die Leistungsgewährung sowie ein erhöh-
ter Abstimmungsbedarf zwischen den beteiligten Behörden, der in der Realität unter ande-
rem häufig an personelle und datenschutzrechtliche Grenzen stößt. Gemischte Bedarfs-
gemeinschaften sollten mithin dringend vermieden werden.  

 

• Wie oben zum SGB XII erwähnt, bedarf es auch einer Regelung für die Eingliederungshilfe 
nach dem SGB IX.  
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Zur Kostenerstattung durch den Bund 
 
Die für 2026 veranschlagten Mehrausgaben von Ländern und Kommunen im AsylbLG betra-
gen nach dem Gesetzentwurf 1,375 Mrd. €. Im Koalitionsvertrag ist zugesichert worden, dass 
der Bund die Mehrausgaben erstattet.  
 
Eine Regelung hierzu enthält der Entwurf noch nicht. Ausweislich der Ausführungen auf S. 2 
des Entwurfs sollen Bundesregierung und Länder begleitend zu dem vorliegenden Gesetzge-
bungsverfahren eine pauschalierte Kostenentlastung der den Ländern aufgrund dieses Geset-
zes entstehenden zusätzlichen Kosten durch den Bund vereinbaren.  
 
Hierfür schlagen wir einen der Revision unterliegenden Umsatzsteuerfestbetrag vor, der an-
gesichts unterschiedlicher Finanzierungszuständigkeiten in den Ländern zunächst der Länder-
ebene zuzuführen wäre. 
 
Zu klären ist, wie die Mehrkosten der AsylbLG-Behörden erfasst werden. Die Erstattung sollte 
neben den Ausgaben für die Leistungsempfänger (Leistungen, Krankenbehandlung etc.) auch 
einen Ausgleich der Sachaufwendungen und Verwaltungskosten erfassen. Wir bitten auch hier 
um möglichst einfache Regelungen, um den Aufwand für alle Beteiligten beherrschbar zu hal-
ten.  
 
Für die Berücksichtigung unserer Hinweise sind wir Ihnen sehr verbunden und stehen für 
Rückfragen jederzeit zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Vorholz 


